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                  Bozen/St.Peter, 25.10.02

Presse-Information

Teuro, Bus und Krankenhaus

Jahrestagung der VerbraucherschützerInnen:  Patientenrechte und Benutzerrechte bei öffentlichen Verkehrsmitteln im Visier - Klagen über Preisgestaltung - Forderung nach eigenem Politikbereich für Verbraucherschutz und einer unabhängigen Stiftung für Verbraucherrechte

„Gestern war ich bei der Caritas, um einen Wintermantel betteln. Ich bin Rentnerin, habe mein Leben lang gearbeitet und gespart und bin mit meiner Rente bisher ausgekommen. Aber jetzt geht es nicht mehr. Der Mantel zu 250.000 Lire,  den ich mir im Vorjahr angeschaut habe, kostet jetzt 250 €. Ich schaffe es einfach nicht mehr“. Mit diesem erschütternden Bericht von der Begegnung mit einer Nachbarin hat Maria Federspiel, Vorstandsmitglied der VZS und Vorsitzende der Berufsgemeinschaft der Hausfrauen heute beim Jahrestreffen der KonsumentenschützerInnen in St. Peter/Bozen auf die alarmierende Lage vieler KonsumentInnen hingewiesen. „So kann es nicht weitergehen“, sagt Federspiel „sind wir denn wirklich machtlos?“. 

Der Teuro war denn auch eines der Hauptthemen bei der Tagung, zu welcher sich auf Einladung der VZS rund 30 VerbraucherberaterInnen aus dem ganzen Land eingefunden hatten. Große Hoffnung setzen die Verbraucherschützer auf die Aussprache mit dem Landeshauptmann, die nächste Woche zum Thema Preissteigerungen stattfinden wird.

An die Adresse der Politiker im Lande geht  die Forderung, dem Verbraucherschutz insgesamt einen größeren Stellenwert einzuräumen. Denn um die  Verbraucherrechte ist es besonders  in einigen Bereichen der öffentlichen Verwaltung schlecht bestellt. Dringenden Handlungsbedarf, so das Ergebnis der Arbeiten bei der Tagung, gibt es vor allem bei den Rechten der Benutzer der öffentlichen Verkehrsmittel, bei der Preis- und Tarifüberwachung und bei den Patientenrechten im Gesundheitswesen. 

Zwei große Forderungen struktureller Art gehen von der Tagung an die Landespolitik:

Erstens braucht es zur besseren Verankerung der Verbraucherrechte auf politischer Ebene eines eigenständigen Politikbereiches nach deutschem Vorbild, so die Meinung der VerbraucherschützerInnen.

Zum Zweiten steht, was die Struktur der Verbraucherzentrale angeht, die aufgrund der ständig wachsenden Nachfrage aus allen Nähten platzt,  der Vorschlag im Raum, die Gründung einer unabhängigen Stiftung für Verbraucherrechte voranzutreiben. Auch dazu  bedarf es des politischen Willens.
L.Abg. Albert Pürgstaller, der als Gastredner zur Tagung geladen war, stellte fest, dass der Verbraucherschutz in Südtirol noch nicht den Stellenwert habe, wie in anderen Ländern. Es brauchte daher ein Umdenken, so Pürgstaller. „Die Politik ist den Verbrauchern gleichwertig verpflichtet, wie den Produzenten“, so der Chef der Arbeitnehmer.

